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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 127/2023 

Bundesgesetz über österreichische Beiträge an internationale Finanzinstitutionen (IFI-Beitragsgesetz 2023) (Leistung eines 

Beitrags zur 26. Wiederauffüllung des Afrikanischen Entwicklungsfonds)  

 

BGBl I 128/2023 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die „Stiftung Forum Verfassung“ geändert wird (klare und eindeutige Rege-

lung der Arbeitsweise des Vorstands und des Kuratoriums)  

 

BGBl I 129/2023 

Bundesgesetz, mit dem das Verkehrsopfer-Entschädigungsgesetz, das Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungsgesetz 1994, das 
Kraftfahrgesetz 1967, das Versicherungsaufsichtsgesetz 2016 und die Straßenverkehrsordnung 1960 geändert werden (Kraft-
fahr-Versicherungsrechts-Änderungsgesetz 2023 – KraftVerÄG 2023) (Umsetzung unionsrechtlicher Vorgaben bei Zah-
lungsunfähigkeit des Versicherungsunternehmens; Umsetzung unionsrechtlicher Vorgaben im Hinblick auf die Entschädigung 
bei nicht versicherungspflichtigen Fahrzeugen)  

 

BGBl I 130/2023 

Bundesgesetz, mit dem die Nationalrats-Wahlordnung 1992, die Europawahlordnung, das Bundespräsidentenwahlgesetz 
1971, das Volksabstimmungsgesetz 1972 und das Volksbefragungsgesetz 1989 geändert werden (der Umstand eines zuge-

klebten Wahlkuverts soll nicht die Ungültigkeit des Stimmzettels zur Folge haben)  

 

BGBl I 131/2023 

Bundesgesetz, mit dem das Österreichisch-Jüdisches Kulturerbegesetz geändert wird (Schutz jüdischer Einrichtungen in 
Österreich; Erhaltung und Ausbau der Struktur und Dienstleistungen für die Mitglieder der israelitischen Religionsgesellschaft, 
Förderung von Informationsvermittlung)  

 

BGBl I 132/2023 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über das Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich, das Bundes-
Ehrenzeichen sowie das Österreichische Ehrenzeichen für Wissenschaft und Kunst und das Österreichische Ehrenkreuz für 
Wissenschaft und Kunst (Ehrenzeichengesetz – EhrenzeichenG) erlassen wird und das Militärauszeichnungsgesetz 2002 
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geändert wird (Schaffung einer Regelung, wonach eine Aberkennung des Ehrzeichens sowohl zu Lebzeiten als auch nach dem 

Tod des Ausgezeichneten möglich ist)  

 

BGBl I 133/2023 

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das Bau-
ern-Sozialversicherungsgesetz, das Allgemeine Pensionsgesetz und das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz 
geändert werden (Anpassungen an das StGB in der Fassung des MaßnahmenvollzugsanpassungsG)  

 

BGBl I 134/2023 

Bundesgesetz, mit dem das Pensionsgesetz 1965, das Bundestheaterpensionsgesetz und das Bundesbahn-Pensionsgesetz 
geändert werden (Nachteilsausgleich im Pensionsrecht der Beamtinnen und Beamten des Bundes)  

 

BGBl I 135/2023 

Bundesgesetz, mit dem das Strafgesetzbuch, die Strafprozeßordnung 1975, das Kommunikationsplattformen-Gesetz und das 
Audiovisuelle Mediendienste-Gesetz geändert werden (Änderungen in § 207a StGB durch sprachliche Anpassungen, Erhöhung 
von Strafdrohungen und Einführung von Qualifikationen; Erweiterung des Anwendungsbereichs des Tätigkeitsverbots nach § 
220b Abs 1 und Abs 2 StGB)  

 

BGBl I 136/2023 

Bundesgesetz, mit dem die Exekutionsordnung hinsichtlich der Vergütung für Leistungen der Gerichtsvollzieher geändert wird 
(Gerichtsvollzieher-Vergütungs-Novelle 2023 – GVV-Nov 2023) (Erhöhung der Vergütung der Gerichtsvollzieher)  

 

BGBl I 137/2023 

Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 1956 und das Vertragsbedienstetengesetz 1948 geändert werden (Regelung 
Inkrafttreten; redaktionelle Anpassung)  

 

BGBl I 138/2023 

Bundesgesetz, mit dem das Verwertungsgesellschaftengesetz 2016 geändert wird (Verteilungsregelung; rechtssichere 
Grundlage für die derzeitige Praxis der Verwertungsgesellschaften)  

 

BGBl I 139/2023 

Bundesgesetz, mit dem das Anstellungserfordernisse-Grundsatzgesetz geändert wird (Aufnahme neuer Ausbildungsmög-
lichkeiten in die Liste der fachlichen Anstellungserfordernisse für Elementarpädagoginnen und -pädagogen)  

 

BGBl I 140/2023 

Bundesgesetz, mit dem das Schulunterrichtsgesetz geändert wird (Verhaltenskodex; Risikoanalyse an jeder Schule; Errich-
tung eines Kinderschutzteams für jede Schule; Vorgangsweise bei möglichen Gefährdungen)  

 

BGBl II 323/2023 

Kundmachung des Bundesministers für Finanzen über die Aufhebung einzelner Wortfolgen in den Anhängen zu den Verord-
nungen des Bundesministers für Finanzen gemäß § 3b Abs 3 des ABBAG-Gesetzes betreffend (i) Richtlinien über die Ge-
währung von Zuschüssen zur Deckung von Fixkosten durch die COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes GmbH (COFAG), 
BGBl II Nr 225/2020, idF BGBl II Nr 72/2021, (ii) Richtlinien über die Gewährung eines Verlustersatzes durch die COVID-19 
Finanzierungsagentur des Bundes GmbH (COFAG) (VO über die Gewährung eines Verlustersatzes), BGBl II Nr 75/2021, (iii) 
Richtlinien über die Verlängerung der Gewährung eines Verlustersatzes durch die COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes 
GmbH (COFAG) (VO über die Verlängerung der Gewährung eines Verlustersatzes), BGBl II Nr 343/2021, durch den Verfas-
sungsgerichtshof 
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BGBl II 324/2023 

Kundmachung des Bundesministers für Finanzen über die Aufhebung einzelner Wortfolgen in den Anhängen zu den Verord-
nungen des Bundesministers für Finanzen gemäß § 3b Abs 3 des ABBAG-Gesetzes betreffend (i) Richtlinien über die Ge-
währung eines Lockdown-Umsatzersatzes durch die COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes GmbH (COFAG) (VO Lock-
down-Umsatzersatz), BGBl 503/2020, (ii) Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen zur Deckung von Fixkosten durch 
die COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes GmbH (COFAG), BGBl II Nr 225/2020, idF BGBl II Nr 72/2021, (iii) Richtlinien 
über die Gewährung eines Ausfallsbonus an Unternehmen mit einem hohen Umsatzausfall (VO Ausfallsbonus), BGBl II Nr 
74/2021, (iv) Richtlinien über die Gewährung eines Lockdown-Umsatzersatzes durch die COVID-19 Finanzierungsagentur des 

Bundes GmbH (COFAG) (3. VO Lockdown-Umsatzersatz), BGBl II Nr 576/2020, durch den Verfassungsgerichtshof 

 

BGBl II 325/2023 

Kundmachung des Bundesministers für Finanzen über die Aufhebung einer Wortfolge im Anhang zur Verordnung des Bun-
desministers für Finanzen gemäß § 3b Abs 3 des ABBAG-Gesetzes betreffend Richtlinie über die Gewährung eines Ausfalls-
bonus an Unternehmen mit einem hohen Umsatzausfall (VO Ausfallsbonus), BGBl II Nr 74/2021, durch den Verfassungsge-
richtshof 

 

BGBl II 326/2023 

Verordnung des Bundesministers für Inneres über die vorübergehende Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den Binnen-
grenzen zur Republik Slowenien und Ungarn 

 

BGBl II 327/2023 

Verordnung der Bundesministerin für Frauen, Familie, Integration und Medien über die Betragsanpassung der wiederkehren-
den finanziellen Leistungen an die Evangelische Kirche, die Altkatholische Kirche und die Israelitische Religionsgesellschaft 

 

BGBl II 328/2023 

Verordnung der Bundesministerin für Frauen, Familie, Integration und Medien und des Bundesministers für Finanzen über die 
Valorisierung der Familienbeihilfe, des Mehrkindzuschlags, des Kinderbetreuungsgelds, des Familienzeitbonus und des Kin-
derabsetzbetrags für das Kalenderjahr 2024 (Familienleistungs-Valorisierungsverordnung 2024 – FamValVO 2024) 

 

BGBl II 329/2023 

Verordnung des Bundesministers für Inneres, mit der die Verordnung des Bundesministers für Inneres über die vorübergehende 
Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen zur Tschechischen Republik geändert wird 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
Keine Rechtsakte mit Gesetzescharakter im Berichtszeitraum. 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 

A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
21.09.2023, E 1920/2022 

Vbg LandesverwaltungsgerichtsG; Vbg BauG; Verletzung im Recht auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter; es 
wurde der Tag, nicht aber der konkrete Zeitpunkt des Einlangens der Geschäftsfälle beim LVwG Vorarlberg dokumentiert; die 
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Geschäftsfälle wurden jeweils einem der in § 9 Abs 3 der Geschäftsverteilung angeführten Richter zugewiesen; die Zuständig-
keit für die Erlassung des Erk steht nicht in der von Art 83 Abs 2 iVm Art 135 Abs 2 B-VG gebotenen eindeutigen Weise und 
damit nachvollziehbar und nachprüfbar fest 

 

04.10.2023, G 192/2023 

Ktn LandesvertragsbedienstetenG; Arbeits- und SozialgerichtsG; kein Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz durch eine 
Bestimmung des Ktn LandesvertragsbedienstetenG betreffend die unterschiedliche Behandlung von inländischen und aus-
ländischen Vordienstzeiten bei der Ermittlung des Vorrückungsstichtags; bevorzugte Anrechnung von Vordienstzeiten bei 
Gebietskörperschaften gegenüber (nichtanzurechnenden) Dienstzeiten bei anderen Einrichtungen als sachliches Instrument 

zur Attraktivierung der Tätigkeit bei Gebietskörperschaften verfassungsrechtlich zulässig 

 

05.10.2023, G 172/2022 

ABBAG-G; COVID-19-WohlverhaltensG; Verfassungswidrigkeit einer Bestimmung des COVID-19-WohlverhaltensG sowie ei-
ner Wortfolge der AusfallbonusVO betreffend den Ausschluss von Förderungen zur wirtschaftlichen Bewältigung der COVID-
19 Pandemie im Falle einer finanzstrafrechtlichen Verurteilung des Unternehmens; Unsachlichkeit des Ausschlusses mangels 
Normierung einer zeitlichen Grenze für eine – auch weit zurückliegende – Abgabenhinterziehung; keine gesetzliche Deckung 
des Anhangs der AusfallbonusVO im ABBAG-Gesetz infolge Aufhebung der gesetzlichen Bestimmung 

 

05.10.2023, G 265/2022  

ABBAG-G; COVID-19-MaßnahmenG; Verstoß gegen das Sachlichkeitsgebot durch die Ausgliederung von staatlichen Ver-
waltungstätigkeiten an die COFAG, die Organisation der COFAG sowie die spezifische Art und Weise der Aufgabenerfüllung 
durch die COFAG; privatwirtschaftliche Tätigkeit der COFAG ist auf Grund des organisatorischen und funktionellen Nahever-
hältnisses zum Bund sowie der Befugnis, (hohe) finanzielle Mittel an einen weiten Kreis begünstigten Unternehmen zu gewäh-
ren, als staatliche Verwaltung iSd Art 20 Abs1 B VG zu qualifizieren 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
06.09.2023, Ra 2023/05/0063 

Nö BauO; die Nichtbeiziehung eines Nachbarn zu einer Bauverhandlung bedeutet nicht die Nichtigkeit des Verfahrens; die 
Bauverhandlung räumt den Nachbarn die Möglichkeit ein, tatsächliche oder vermeintliche Verletzungen ihrer subjektiv-öffentli-
chen Rechte geltend zu machen; das Auftreten einer übergangenen Partei allein rechtfertigt noch nicht die Aufhebung des 
Bewilligungsbescheids; übergangene Partei hat lediglich das Recht auf nachträgliche Durchführung eines zusätzlichen, auf sie 
und die betreffende Hauptpartei beschränkten Verfahrens; ein Rechtsanspruch auf Durchführung einer neuerlichen Verhand-
lung besteht nicht; Recht auf Parteiengehör ist nämlich auch dann gewährleistet, wenn den Parteien die Ergebnisse des Ermitt-
lungsverfahrens iSd § 45 Abs 3 AVG zur Kenntnis gebracht und ihnen die Möglichkeit eingeräumt worden ist, hiezu innerhalb 
angemessener Frist Stellung zu nehmen 

 

05.10.2023, Ra 2021/06/0166 

Nö BauO; WasserrechtsG; unter „Bauten an Ufern“ im Sinn des § 38 Abs 1 WasserrechtsG sind solche baulichen Herstel-
lungen zu verstehen, die am Rande eines Gewässerbetts, das aus der Sohle und jenen Streifen des Ufers besteht, die in der 
Regel unter Wasser liegen und äußerlich am Fehlen einer Grasnarbe kenntlich sind, errichtet werden; für die Qualifikation als 
„Bau an Ufern“ im Sinn des § 38 Abs 1 leg cit reicht es daher nicht aus, wenn sich die gegenständliche Zaunanlage im Nahbe-

reich des Ufers der R. Seen befindet 
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C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
LVwG Nö 08.11.2023, LVwG-S-25/001-2023 

AVG; nimmt die Behörde die an eine (Organisations-)E-Mail-Adresse übermittelte Rechtfertigung im Verwaltungsstrafverfah-
ren in Behandlung, ist dies anders zu beurteilen als die Entgegennahme eines per E-Mail außerhalb der Amtsstunden über-
mittelten Schriftstücks, da bei Verwendung von in Erledigungen angebotenen (Organisations-)E-Mail-Adressen die Möglichkeit 

der Einbringung von Beschwerden nicht eingeschränkt werden sollte 

 

LVwG Nö 10.11.2023, LVwG-S-3293/001-2022 

AVG; durch die (nicht bloß zufällige oder irrtümliche, sondern beabsichtigte und systematische) Bekanntgabe einer E-Mail-
Adresse im Briefkopf als Kontaktadresse mit dem darin enthaltenen offenkundigen Auftrag an den Empfänger, spezifisch in 
diesem Weg mit der Behörde in Kontakt zu treten, hat sie für jeden Schriftverkehr, der im Zusammenhang mit dem zugestellten 
Straferkenntnis steht, daher auch für die Einbringung einer Beschwerde, ihre mit der Kundmachung grundsätzlich verfügte 
organisatorische Beschränkung auf eine andere E-Mail-Adresse wieder durchbrochen und muss dies auch gegen sich gelten 

lassen 

 

LVwG Oö 09.10.2023, LVwG-552632 

Oö JagdG; gem § 50 Abs 2 Oö JagdG hat der Jagdausübungsberechtigte den Abschussplan längstens bis zum 15. April 
jeden Jahres bei der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen; es handelt sich somit um eine terminisierte Parteihandlung, also 
solche, für die lediglich ein Endtermin festgelegt wurde; § 32 AVG kommt daher nicht zur Anwendung 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
16.11.2023, Rs C-497/22, Roompot Service 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Verordnung (EU) Nr 1215/2012 – Aus-
schließliche Zuständigkeiten – Art 24 Nr 1 Abs 1 – Rechtsstreitigkeiten über die Miete oder Pacht von unbeweglichen Sachen 
– Zwischen einer Privatperson und einem Tourismusunternehmen, das einen Ferienpark betreibt, geschlossener Vertrag über 

die kurzzeitige Gebrauchsüberlassung eines Bungalows in diesem Ferienpark 

 

16.11.2023, verb Rs C-583/21 u C-586/21, NC (Transfert d’une étude notariale espagnole) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2001/23/EG – Art 1 Abs 1 – Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim 
Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Unternehmens- oder Betriebsteilen – Versetzung eines Notars auf eine an-
dere Notarstelle – Feststellung der Nichtigkeit oder Missbräuchlichkeit der Kündigung von Beschäftigten – Bestimmung der 
Dauer der Betriebszugehörigkeit für die Berechnung der Entschädigung – Anwendbarkeit der Richtlinie – Voraussetzungen 

 

16.11.2023, Rs C-196/22, Regione Lombardia und Provincia di Pavia (Mesures de reboisement) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsame Agrarpolitik – Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft (EAGFL), Abteilung Garantie – Gemeinschaftliche Beihilferegelung für Aufforstungsmaßnahmen in der Land-
wirtschaft – Verordnung (EWG) Nr 2080/92 – Art 4 – Anwendung der Beihilferegelung durch die Mitgliedstaaten im Rahmen 
von Mehrjahresprogrammen – Schutz der finanziellen Interessen der Union – Verordnung (EG, Euratom) Nr 2988/95 – Art 1 – 
Begriff ‚Unregelmäßigkeit‘ – Art 2 – Wirksamkeit, Verhältnismäßigkeit und abschreckende Wirkung verwaltungsrechtlicher Maß-
nahmen und Sanktionen – Art 4 – Entzug des rechtswidrig erlangten Vorteils – Einzelheiten der Anwendung eines integrierten 
Verwaltungs- und Kontrollsystems in Bezug auf bestimmte Beihilferegelungen der Union – Nationale Regelung, die im Fall 
festgestellter Unregelmäßigkeiten den Verlust der Beihilfe und die Rückzahlung der erhaltenen Beträge vorsieht – Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz 
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16.11.2023, Rs C-283/22, Ministerstvo vnútra Slovenskej republiky 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Luftverkehr – Übereinkommen von Montreal – Art 1 Abs 1 und 2 – Anwendungsbereich – 
Begriff ‚internationale Beförderung‘ – Art 2 Abs 1 – Begriff ‚Beförderung, die der Staat ausführt‘ – Art 17 Abs 1 – Haftung von 
Luftfahrtunternehmen für Tod und Körperverletzung von Reisenden – Versicherung von Luftfahrtunternehmen und Luftfahr-
zeugbetreibern – Verordnung (EG) Nr 785/2004 – Art 1 Abs 1 und Art 2 Abs 1 und 2 Buchst a – Anwendungsbereich – Begriff 
‚Staatsluftfahrzeuge‘ – Art 4 Abs 1 – Mindestanforderungen für die Versicherung von Luftfahrtunternehmen und Luftfahr-
zeugbetreibern – Absturz eines von der öffentlichen Verwaltung eines Mitgliedstaats betriebenen Hubschraubers während 
eines Einsatzes zur spezialisierten Ausbildung in Evakuierung und Rettung – Tod eines an diesem Einsatz beteiligten Angehö-

rigen des Feuerwehr- und Rettungsdienstes – Entschädigung 

 

16.11.2023, Rs C-318/22, GE Infrastructure Hungary Holding 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Rechtsangleichung – Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, Abspaltungen, die Ein-
bringung von Unternehmensteilen und den Austausch von Anteilen – Richtlinie 2009/133/EG – Abspaltung – Rein inner-
staatlicher Sachverhalt – Keine Verringerung des Gesellschaftskapitals – Gesellschaft, die 100 % des Kapitals der einbringen-
den Gesellschaft hält 

 

16.11.2023, Rs C-333/22, Ligue des droits humains (Vérification du traitement des données par l’autorité de contrôle) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten – Richtli-
nie (EU) 2016/680 – Art 17 – Ausübung der Rechte der betroffenen Person über die zuständige Aufsichtsbehörde – Prüfung 
der Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung – Art 17 Abs 3 – Mindestverpflichtung zur Unterrichtung der betroffenen Person – 
Umfang – Gültigkeit – Art 53 – Recht auf einen wirksamen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen die Aufsichtsbehörde – Begriff 
‚rechtsverbindlicher Beschluss‘ – Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Art 8 Abs 3 – Überwachung durch eine 
unabhängige Stelle – Art 47 – Recht auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz 

 

16.11.2023, Rs C-349/22, Autoridade Tributária e Aduaneira (Taxe sur les véhicules d’occasion importés) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 110 AEUV – Inländische Abgaben – Verbot diskriminierender Abgaben – Kraftfahr-
zeugsteuer – Aus anderen Mitgliedstaaten eingeführte Gebrauchtwagen – Anwendung unterschiedlicher Steuersätze in Ab-
hängigkeit von dem Datum der Zulassung eines Fahrzeugs in Portugal 

 

16.11.2023, Rs C-366/22, Viterra Hungary 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Zollunion – Gemeinsamer Zolltarif – Kombinierte Nomenklatur – Tarifpositionen – Posi-
tionen 2304 und 2309 – Sojakuchen 

 

16.11.2023, Rs C-415/22, Acerta ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Beamte der Europäischen Union – Statut der Beamten der Europäischen Union – Zwin-
gender Anschluss an das System der sozialen Sicherheit der Organe der Europäischen Union – Eine Berufstätigkeit als Selb-
ständiger ausübender Unionsbeamter im Ruhestand – Beitragspflicht zur Sozialversicherung nach dem Recht des Mitglied-

staats, in dem diese Tätigkeit ausgeübt wird 

 

16.11.2023, Rs C-422/22, Zakład Ubezpieczeń Społecznych Oddział w Toruniu 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Wandererwerbstätige – Soziale Sicherheit – Anzuwendende Rechtsvorschriften – Verord-
nung (EG) Nr 987/2009 – Art 5, 6 und 16 – A1-Bescheinigung – Unrichtigkeit von Angaben – Widerruf von Amts wegen – 
Verpflichtung des ausstellenden Trägers, ein Dialog- und Vermittlungsverfahren mit dem zuständigen Träger des Aufnahmemit-
gliedstaats einzuleiten – Fehlen 

 

16.11.2023, Rs C-427/22, BG (Octroi de prêts sans autorisation) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Wirtschafts- und Währungspolitik – Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute – Ver-
ordnung (EU) Nr 575/2013 – Art 4 Abs 1 Nrn 1 und 42 – Begriffsbestimmungen – Begriffe ‚Kreditinstitut‘ und ‚Zulassung‘ – Dar-
lehensgewährung ohne Genehmigung 

 

  

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279752&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279752&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279753&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279753&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279747&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279747&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279754&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279754&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279755&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279757&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279757&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279758&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279758&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279759&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445


 

 

16.11.2023, Rs C-472/22, Autoridade Tributária e Aduaneira (Plus-values sur cessions de parts) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 49 AEUV – Niederlassungsfreiheit – Art 63 und 65 AEUV – Freier Kapitalverkehr – 
Steuer auf das Einkommen natürlicher Personen – Steuervergünstigung auf dem Gebiet der Besteuerung von Gewinnen aus 
der Veräußerung von Anteilen an kleinen Unternehmen – Ausschluss von Gesellschaften mit Sitz in anderen Mitgliedstaaten – 

Begriff der ‚missbräuchlichen Praxis‘ 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
16.11.2023, verb Rs C-184/22 u C-185/22, KfH Kuratorium für Dialyse und Nierentransplantation (GA Rantos) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Art 157 AEUV – Richtlinie 2006/54/EG – Chancengleichheit und Gleichbe-
handlung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen – Art 2 Abs 1 Buchst b und Art 4 Abs 1 – Verbot 
jeglicher Diskriminierung aufgrund des Geschlechts – Mittelbare Diskriminierung – Tarifvertrag, der einen Lohnzuschlag für 
Überstunden vorsieht, die über die im Kalendermonat geleisteten Arbeitsstunden eines Vollzeitbeschäftigten hinausgehen – 
Ungleichbehandlung von Vollzeitbeschäftigten und Teilzeitbeschäftigten – Vorschrift, die Personen des einen Geschlechts ge-
genüber Personen des anderen Geschlechts besonders benachteiligt – Mittelbare Diskriminierung, die auf der Grundlage sta-

tistischer Daten festgestellt wird – Modalitäten der Berücksichtigung der Daten 

 

16.11.2023, Rs C-316/22, Gabel Industria Tessile und Canavesi (GA Emiliou) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Art 288 AEUV – Unmittelbare Wirkung von Richtlinien – Unmittelbare horizontale Wir-
kung – Unmittelbare vertikale Wirkung – Kriterien des Urteils Foster – Dem Staat zuzurechnende Einrichtungen – Richtlinie 
2008/118/EWG – Energieversorger – Erstattung von unter Verstoß gegen das Unionsrecht gezahlten Abgaben – Verfahrens-
autonomie – Grundsatz der Effektivität 

 

16.11.2023, verb Rs C-345/22 u C-347/22, Maersk (GA Collins) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gerichtliche Zusammenarbeit in Zivil- und Handelssachen – Verordnung (EU) 
Nr 1215/2012 – Art 25 Abs 1 – Durch ein Konnossement dokumentierter Seefrachtvertrag – Im Konnossement enthaltene Ge-
richtsstandsklausel – Wirksamkeit gegenüber dem Drittinhaber des Konnossements – Anwendbares Recht – Nationale Rechts-
vorschriften, nach denen die Klausel durch den Drittinhaber des Konnossements einzeln und gesondert ausgehandelt worden 
sein muss 

 

16.11.2023, Rs C-606/22, Dyrektor Izby Administracji Skarbowej w Bydgoszczy (Possibilité de correction en cas de taux 
erroné) (GA Kokott) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Richtlinie 2006/112/EG – Steuerbemessungs-
grundlage – Prinzip der steuerrechtlichen Neutralität – Irrtum über die zutreffende Höhe des Steuersatzes – Berichtigung 
der Steuerschuld wegen einer Änderung der Bemessungsgrundlage – Nationale Praxis, einen Erstattungsanspruch aufgrund 
einer Änderung der Bemessungsgrundlage zu verweigern, da keine Rechnungen ausgestellt wurden, die zuvor berichtigt wer-
den müssten – Entbehrlichkeit einer Rechnungsberichtigung bei fehlenden Rechnungen an Endverbraucher – Keine Ge-
fährdung des Steueraufkommens – Einwand der ungerechtfertigten Bereicherung – Grundsatz des nemo auditur propriam 
turpitudinem allegans 

 

16.11.2023, Rs C-627/22, Finanzamt Köln-Süd (Imposition sur demande d’un assujetti partiel) (GA Sánchez-Bordona) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft über die Freizügigkeit – Verlegung des Wohnsitzes einer natürlichen Person von einem Mitgliedstaat in die 
Schweiz – Direkte Besteuerung – Freizügigkeit der Arbeitnehmer – Gleichbehandlung – Steuerliche Vergünstigungen – Ein-
kommensteuer – Antragsveranlagung, auf die ausschließlich beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer mit steuerlichem Wohn-
sitz in einem Mitgliedstaat der EU oder des EWR Anspruch haben 

 

16.11.2023, Rs C-654/22, Triferto Belgium (GA Kokott) 

Vorabentscheidungsersuchen – Verordnung (EG) Nr 1907/2006 – Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung 
chemischer Stoffe – REACH – Anwendungsbereich – Ausnahme für Stoffe, die der Zollüberwachung unterliegen – Registrie-
rungspflicht – Importeur – Einfuhr – Registrierungspflichtige Person 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279760&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279760&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=225445
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279781&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=194112
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279781&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=194112
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279782&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=194112
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279782&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=194112
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279783&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=241871
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279783&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=241871
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279784&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=194112
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279784&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=194112
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279785&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=194112
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279785&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=194112
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279786&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=194112
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279786&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=194112


 

 

16.11.2023, Rs C-671/22, Bezirkshauptmannschaft Spittal an der Drau (GA Rantos) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Umwelt – Maßnahmen der Union im Bereich der Wasserpolitik – Richtlinie 2000/60/EG – 
Art 4 Abs 1 Buchst a – Umweltziele bei Oberflächengewässern – Verpflichtung der Mitgliedstaaten, die Genehmigung für ein 
Vorhaben zu versagen, das eine Verschlechterung des Zustands eines Wasserkörpers verursachen kann – Anhang V Rn 1.2.2 

– Einstufung des ökologischen Zustands der biologischen Qualitätskomponente ‚Fischfauna‘ 

 

C. GERICHT 

 
15.11.2023, Rs T-167/21, European Gaming and Betting Association/ Kommission 

Staatliche Beihilfen – Staatliche Maßnahme zur Verlängerung von Glücksspiellizenzen, die durch die Niederlande gewährt 
wurden – Beschluss, mit dem das Nichtvorliegen einer staatlichen Beihilfe festgestellt wird – Nichteröffnung des förmlichen 
Prüfverfahrens – Ernsthafte Schwierigkeiten – Verfahrensrechte der Beteiligten 

 

15.11.2023, Rs T-97/23, Medela/ EUIPO (THE SCIENCE OF CARE) SKIN-IDENTICAL Q10) 

Unionsmarke – Internationale Registrierung mit Benennung der Europäischen Union – Wortmarke THE SCIENCE OF 
CARE – Absolutes Eintragungshindernis – Fehlende Unterscheidungskraft – Art 7 Abs 1 Buchst b der Verordnung (EU) 

2017/1001 – Begründungspflicht – Art 94 Abs 1 Satz 1 der Verordnung 2017/1001 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
09.11.2023, Beschwerde Nr 46131/19, Toivanen/Finnland 

Keine Verletzung von Art 6 EMRK (Recht auf Faires Verfahren); Entscheidung des amtierenden Oberrichters des Berufungs-
gerichts, die Prüfung der Berufung des Bf nach Anhörung und Beratung durch die erste Instanz an einen erweiterten Spruch-
körper dieses Gerichts zu verweisen; Verweisung führte nicht dazu, dass der Bf die Möglichkeit verlor, am Entscheidungs-
prozess teilzunehmen; Oberster Gerichtshof hat volle Zuständigkeit und Befugnis das Urteil des Berufungsgerichts wegen 
Ungerechtigkeit und mangelnder Unparteilichkeit aufzuheben; mögliche Mängel des Berufungsverfahrens wurden vom Obers-
ten Gerichtshof behoben; allgemeine Rechtsvorschrift mit den Kriterien für die Verweisung sind Bf vollständig zugänglich ist; 
kein Grund, daran zu zweifeln, dass die Verweisung objektiv nicht gerechtfertigt war; Verfahren bot ausreichende Garantien, 
um jeden berechtigten Zweifel an der Unparteilichkeit des Berufungsgerichts auszuschließen 

 

09.11.2023, Beschwerde Nr 49134/20, Lang/Ukraine 

Keine Verletzung von Art 3 EMRK (Verbot der Folter); keine Anhaltspunkte dafür, dass im Fall der Auslieferung des Bf an 
die USA und seiner Verurteilung in den USA de jure oder de facto eine nicht reduzierbare lebenslange Freiheitsstrafe droht; 
erste Stufe der im Urteil Sanchez-Sanchez gegen das Vereinigte Königreich dargelegten Prüfung ist nicht erfüllt, daher ist es 
nicht erforderlich, zur zweiten Stufe überzugehen 

 

14.11.2023, Beschwerde Nr 24074/19 u.a., Canavci u.a./Türkei 

Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens); Überwachung und Aufzeichnung der 
Treffen der Bf mit ihren Anwälten während ihrer Inhaftierung, aufgrund eines Gesetzes, das im Rahmen des nach dem Putsch-
versuch vom 15. Juli 2016 verhängten Ausnahmezustands erlassen wurde; Anwendung der angefochtenen Maßnahmen auf 
den ersten Bf nicht auf der Grundlage einer Entscheidung der Staatsanwaltschaft, wie im Gesetz vorgeschrieben; fehlende 
individuelle Begründung der Entscheidungen über die Anwendung der angefochtenen Maßnahmen auf die übrigen Bf; unbe-
fristete Anwendung der Maßnahmen untergräbt die Rechtssicherheit; Fehlen ausreichender gesetzlicher Schutzvorkehrungen 
gegen Missbrauch und Willkür, die nicht durch die Ausnahmeregelung des beklagten Staats gerechtfertigt sind; keine ange-
messene oder wirksame gerichtliche Überprüfung; Eingriff „nicht im Einklang mit dem Gesetz" 

 

  

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279787&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=194112
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279787&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=194112
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279729&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=193103
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=279728&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=193103
https://hudoc.echr.coe.int/?i=001-228681
https://hudoc.echr.coe.int/?i=001-228683
https://hudoc.echr.coe.int/?i=001-228854


 

 

14.11.2023, Beschwerde Nr 57325/19 u.a., Janakieski/Nordmazedonien 

Verletzung von Art 5 EMRK (Recht auf Freiheit und Sicherheit); Angemessenheit der Untersuchungshaft; Verlängerung des 
Hausarrests des ehemaligen Verkehrsministers nach seiner Anklage wegen Amtsmissbrauchs und seiner Freiheitsentzie-
hung in einem vorangegangenen Verfahren, gestützt auf relevante, aber nicht ausreichende Gründe; Überprüfungsverfahren 
des Hausarrests des Bf, das zwischen 18 und 28 Tagen dauerte, im Rahmen eines Strafverfahrens wegen Amtsmissbrauchs, 
nicht im Einklang mit dem Gebot der „Raschheit"; Entscheidungen der zweiten Instanz, die sehr zeitnah zum Ende des zuvor 
verlängerten Hausarrests erlassen wurden 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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